
 

 Osnabrück, 06.04.2016 

Sehr geehrter Herr Griesert,  

als Vorsitzende des Friedensgartens Osnabrück e. V. möchte ich mich dagegen aussprechen, 

dass die Stadtverwaltung Osnabrück der Partei Alternative für Deutschland (AfD) am 

08.04.2016 Räume im Gemeinschaftszentrum Lerchenstraße (GZL) vermietet.  

Der interkulturelle Gemeinschaftsgarten setzt sich als gemeinnütziger Verein schon seit 

mehreren Jahren für die Begegnung und das gegenseitige Kennenlernen von Menschen aus 

aller Welt ein. Das GZL ist für uns ein idealer Ort für unsere Zusammenkünfte, da auch hier 

eine sehr wertvolle Integrationsarbeit für den Stadtteil geleistet wird.  

 

Da unser Verein am 08.04.16 einen Raum für ein Vereinstreffen nutzen wollte, sind wir von 

der o. g. Entscheidung direkt betroffen. Aufgrund allseits bekannter Erfahrungen wird es 

einen großen Aufruhr um die Anwesenheit der AfD-Partei geben. Sie ist für ihre polarisie-

rende Haltung gegenüber Migranten und Geflüchteten bekannt.  

Da wir in unserem Verein mit Geflüchteten zusammenarbeiten, ist es uns unter diesen Um-

ständen nicht möglich, ein Treffen stattfinden zu lassen.  Die Entscheidung der Stadt verur-

sacht eine Situation, die ich für die Besucher/innen und auch für die Mitarbeiter/innen des 

Gemeinschaftszentrums Lerchenstraße als unzumutbar und belastend ansehe. Auch ist die 

Nachwirkung dieser Parteiversammlung für die Stadtteilarbeit noch gar nicht abzusehen.  

 

Aus den Presseartikeln der letzten zwei Wochen ist zu entnehmen, dass ein Gastronomiebe-

trieb der AfD-Partei für ihre Versammlung keine Räumlichkeiten zur Verfügung stellen woll-

te. Daraufhin hat die Partei beim Oberbürgermeister der Stadt Osnabrück um die Bereitstel-

lung öffentlicher Räumlichkeiten gebeten.  

Aus meiner Sicht besteht keine Notwendigkeit von Seiten der Stadt Osnabrück als Träger 

des Gemeinschaftszentrums, diesem Wunsch nachzukommen. Versammlungsfreiheit be-

deutet nicht, dass ein Recht auf die Nutzung von städtischen Räumen besteht. Die Vermie-

tung liegt allein in der Entscheidungsbefugnis der Stadtverwaltung und ist durch nichts zu 

erzwingen.  

 

Aus allen genannten Gründen möchte ich Sie dringend bitten, die Entscheidung über die 

Vermietung zurückzuziehen.  

 

Mit freundlichem Gruß 

Doris Kube 

1. Vorsitzende 
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